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Niederschrift 

über die 23. Sitzung des Rechts- und Verfassungsausschusses

des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt

am Mittwoch, dem 06.09.2000, in der Landesgeschäftsstelle,

Sternstraße 3, 39104 Magdeburg

Beginn:

10.00 Uhr

Ende:


13.40 Uhr

Anwesenheit:
a) Mitglieder:

Herr Bammel (Vorsitzender)

Verwaltungsamtsleiter, VG Jeetze-Ohre-Drömling

Frau Schäfer (stellv. Vorsitzende)
Verwaltungsamtsleiterin, VG Tangerhütte Land

Herr Friedrich



Dezernent, Stadt Wernigerode

Frau Henze



Hauptamtsleiterin, VG Elster-Seyda-Klöden

Herr Jantsch



Rechtsamtsleiter, Landeshauptstadt Magdeburg

Herr Riecher



Hauptamtsleiter, VG Osterwieck

Herr Thiel



Bürgermeister, Gemeinde Sandersdorf

Frau Trittel



Verwaltungsamtsleiterin, VG Nördliche Börde

Herr Zezula



Rechtsamtsleiter, Stadt Bad Kösen













...

b) stellv. Mitglieder:

Herr Kleefeld



Rechtsamtsleiter, Stadt Stendal

Herr Koller



Dezernent, Stadt Bernburg

Herr Maier



Hauptamtsleiter, Stadt Loburg

Frau Michaels



Verwaltungsamtsleiterin, VG Altmark-Mitte

c) Landesgeschäftsstelle:

Herr Dr. Kregel


Landesgeschäftsführer (zeitweise)

Herr Leindecker


Erster Beigeordneter (zeitweise)

Herr Wolf



Referent

d) Abwesenheit:

Herr Kühnel



Verwaltungsamtsleiter ,VG Zerbster Land

Frau Pelz



Justitiarin, Stadt Eisleben

Herr Platz



Bürgermeister, Stadt Dessau

Herr Stegmann


Dezernent ,Stadt Schönebeck

Herr Winter



Bürgermeister, Gemeinde Petersberg

Herr Zander



Dezernent, Stadt Köthen

Tagesordnung:

Der Ausschuss verständigte sich eingangs auf folgende, umgestellte Tagesordnung:

1. Entwurf eines Ersten Vorschaltgesetzes zur Kommunalreform

2. Entwurf eines Gesetzes zur Konsolidierung der Verwaltungsgemeinschaften

3. Entwurf eines Gesetzes zur Einführung der Grundschule mit festen Öffnungszeiten

4. Genehmigung der Niederschrift über die 22. Sitzung am 26.04.2000

5. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Brandschutzgesetzes

6. Novellierung des Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und Ordnung des Landes 
Sachsen-Anhalt

7. Gefahrenabwehrverordnung zum Schutz vor gefährlichen Hunden

8. Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Schiedsstellen in den Gemeinden 

9. Verwaltungspraxis zum Ladenschlussgesetz

10. Anfragen/Anregungen

Obwohl im Laufe der Sitzung die Beratung des TOP 2 durch die Beratung des TOP 3 unterbrochen wurde, wird die Beratung der Tagesordnungspunkte in der Niederschrift geschlossen wiedergegeben.

Zu TOP 1 – Entwurf eines Ersten Vorschaltgesetzes zur Kommunalreform

Dr. Kregel erläuterte eingangs den aktuellen Verfahrens- und Diskussionsstand. Bezüglich der Stellungnahme des SGSA zum Ersten Vorschaltgesetz ging Dr. Kregel noch einmal besonders auf die Neufassung des § 75 Abs. 3 GO LSA ein. Für die gesetzgeberische Behandlung muss zwischen der heterogen und homogenen Verwaltungsgemeinschaft unterschieden werden. Die mit der Reform anzustrebenden Größenordnungen dürften Gegenstand eines Zweiten Vorschaltgesetzes sein.

Der Vorsitzende, Herr Bammel, bat um Hinweise zur Stellungnahme des SGSA vom 23.8.2000 zum Entwurf eines Ersten Vorschaltgesetzes. Frau Schäfer (VG Tangerhütte Land) begrüßte die Stellungnahme. Sie lehnte aber einen Bürgerentscheid aus Kostengründen ab. Herr Thiel (Gemeinde Sandersdorf) vertrat die Auffassung, dass sich der Rat für einen Bürgerentscheid entscheiden kann. Dr. Kregel wies darauf hin, dass sich Bürger nur aus dem Bauch heraus entscheiden. Frau Trittel (VG Nördliche Börde) sprach in diesem Zusammenhang das Stadt-Umland-Problem an. Dr. Kregel betonte, dass die Kommunalreform nicht isoliert betrachtet werden darf. Vielmehr muss sich auch das Land selbst reformieren. Herr Bammel (VG Jeetze-Ohre-Drömling) stellte die Frage, wie sich das Ausscheiden einer Gemeinde aus einer  Verwaltungsgemeinschaft praktisch vollzieht. Dr. Kregel empfahl, dass die Gemeinden, die eine Verwaltungsgemeinschaft anstreben, die freiwillige Phase nutzen. Ansonsten entscheidet Landeszwang. Herr Riecher (VG Osterwieck) berichtete, dass die Bürgermeister das Problem am liebsten nicht ansprechen. Er forderte den SGSA auf, den Bürgermeistern den Hinweis zu geben, die freiwillige Phase für Zusammenschlüsse zu Verwaltungsgemeinschaften zu nutzen. Herr Bammel (VG Jeetze-Ohre-Drömling) war der Auffassung, dass das Problem weiter bestehen bleibt. Eine vollständige Fusion ist nicht umsetzbar. Verlässt eine Gemeinde die Verwaltungsgemeinschaft ist die Einheit zerstört. Dr. Kregel sah die Verwaltungsgemeinschaftsleiter in einer Moderatorenfunktion. Ansonsten werde im Jahre 2004 von Oben entschieden. Herr Maier (Stadt Loburg) war der Auffassung, dass die Bürgermeister nur anhand einer Karte und nicht abstrakt anhand des Leitbildes ihre Vorstellung entwickeln. Auch Frau Trittel (VG Nördliche Börde) sah die Verwaltungsamtsleiter in der Pflicht. Frau Henze (VG Elster-Seyda-Klöden) war der Überzeugung , dass dem Gemeinschaftsausschuss Varianten vorgelegt werden müssen und lehnte Zwang ab. Herr Bammel (VG Jeetze-Ohre-Drömling) vertrat die Auffassung, dass das Vorschaltgesetz Klarheit bringt. Er problematisierte § 58 Abs. 1 b des Vorschaltgesetzes. Herr Kleefeld (Stadt Stendal) sprach sich für eine Ortschaftsverfassung aus. Herr Riecher (VG Osterwieck) sah bei 35 Ortschaftsräten Probleme. Für Herrn Kleefeld (Stadt Stendal) war eine Ortschaftsverfassung dann sinnvoll, wenn zwischen den verschmelzenden Gemeinden deutliche Größenunterschiede bestehen. Die Aufnahme des § 61 GO LSA in § 58 Abs. 1 b Vorschaltgesetz ist notwendig, weil Ortsbürgermeister sonst nicht abwählbar sind. 

Zu TOP 2 – Entwurf eines Gesetzes zur Konsolidierung der Verwaltungsgemeinschaften

Der Ausschuss nahm die Stellungnahme des SGSA vom 28.08.2000 zum Entwurf eines Gesetzes zur Konsolidierung der Verwaltungsgemeinschaften zustimmend zur Kenntnis. 

Zu TOP 3 – Entwurf eines Gesetzes zur Einführung der Grundschule mit festen Öffnungszeigen

Herr Leindecker betonte, dass sich die finanziellen Auswirkungen einer Grundschule mit festen Öffnungszeiten kaum darstellen lassen. Leider ist das Land auf seinen Vorschlag, dass das Land die Betreuung der Kinder bis 12 Uhr mittags und die Gemeinde die Betreuung der Kinder ab 12 Uhr mittags übernimmt, nicht eingegangen. Ein Problem ist die Rückführung der Kinder in ihren Ort. Insoweit sind sich SGSA und Landkreistag nicht einig. 

Herr Maier (Stadt Loburg) sprach das Problem der Wegehaftung an. Frau Schäfer (VG Tangerhütte Land) wünschte sich insoweit eine Äußerung der Unfallkasse. Herr Bammel (VG Jeetze-Ohre-Drömling) fragte nach der Aufsichtspflicht über die Kinder. Frau Michaels (VG Altmark - Mitte) fragte, was ist, wenn zwei Kinder zurückgebracht werden, zwei andere aber im Schulhort verblieben. Frau Henze (VG Elster-Seyda-Klöden) berichtete, dass der Landkreis den Rücktransport der Hortkinder nach Hause ablehne. Herr Leindecker befürwortete eine Vereinbarung mit dem Landkreis, der SGSA habe sich jedoch mit dem Landkreistag nicht auf eine Empfehlung einigen können. Herr Maier (Stadt Loburg) sprach in diesem Zusammenhang ein Wunsch- und Wahlrecht der Eltern zwischen Hort und KiTAG an, was Herr Leindecker aber als nicht finanzierbar ablehnte.

Frau Schäfer (VG Tangerhütte Land) problematisierte den Investitionsbedarf. An den Grundschulen sollen für den Schulhort die Standards des KiBeG gelten. Im Prinzip müsste für diesen Fall eine gesonderte Vereinbarung getroffen werden. Herr Leindecker wies darauf hin, dass diese nicht vorliegt. Grundsätzlich müssten die Gesamtkosten auf die Köpfe der Kinder umgelegt werden. Gleichzeitig müsste die Vereinbarung eine Rückfallklausel enthalten, nach der der Zeitwert der Investitionen ermittelt und der Restwert vergütet wird. Herr Riecher (VG Osterwieck) sprach sich dafür aus, die Investition über die Umlage zu refinanzieren. 

Herr Leindecker bat die Ausschussmitglieder, zu einer weiteren aktuellen Frage Stellung zu nehmen. Das Land beabsichtige, das Widerspruchsverfahren gegen Bescheide von Abwasserzweckverbänden auf den Landkreis zu delegieren (§ 172 a neu Wassergesetz LSA). Denkbar wäre alternativ auch die Bildung eigener Widerspruchsausschüsse. Herr Bammel ( VG Jeetze-Ohre-Drömling) beurteilte diese Aufgabenverlagerung als überflüssig. Für Herrn Thiel (Gemeinde Sandersdorf) ist die Bewertung eines Falles immer subjektiv und deswegen der Sinn einer Verlagerung fraglich. Herr Kleefeld (Stadt Stendal) hielt eine Aufgabendelegation für möglich, wenn sich ausschließlich Juristen mit dem Fall befassen, da das Beitrags- und Gebührenrecht eine sehr schwierige Rechtsmaterie ist. Ansonsten ist die Verwaltung am besten mit dem Sachverhalt vertraut. Herr Leindecker merkte an, dass nach Auffassung des Umweltministeriums die Abwasserzweckverbände schlecht arbeiten. Dazu stellte Herr Kleefeld (Stadt Stendal) fest, dass die Verwaltungen sich in ihren Entscheidungen korrigieren. Für Herrn Maier (Stadt Loburg) sind die Mitarbeiter beim Landkreis nicht besser ausgebildet. Herr Leindecker wies darauf hin, dass auch die Mitglieder in den Verbandsversammlungen geschult werden können. 

Zu TOP 4 – Genehmigung der Niederschrift über die 22. Sitzung am 26.04.2000

Der Ausschuss genehmigte einstimmig bei einer Enthaltung die Niederschrift über die 
22. Sitzung des Rechts- und Verfassungsausschusses des SGSA am 26.04.2000.

Zu TOP 5 – Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Brandschutzgesetzes

Herr Wolf fasste eingangs die vom SGSA gegenüber dem MI LSA abgegebene Stellungnahme zusammen. Danach hat sich der SGSA vehement gegen die Aufnahme einer Hilfsfrist in das Brandschutzgesetz ausgesprochen, ist bei Übertragung der Aufgabe des Brandschutzes auf die Verwaltungsgemeinschaft für den Bestand der bestehenden Freiwilligen Feuerwehren eingetreten und hat für den Fall, dass der Träger des Brandschutzes auch die Beiträge zur Sozial- und Arbeitslosenversicherung zu erstatten hat, eine Kostendeckungsregelung angemahnt.

Der mittlerweile dem Landtag zugeleitete Entwurf hält an der Einführung einer Hilfsfrist fest und folgt dem Petitum des SGSA nur insoweit, als aus der Aufnahme einer Hilfsfrist in das Gesetz dem Einzelnen kein Rechtsanspruch erwachsen soll. Hinsichtlich des Bestehens der Freiwilligen Feuerwehren bei Übertragung der Aufgabe des Brandschutzes auf die Verwaltungsgemeinschaft folgt der Entwurf weitgehend dem Formulierungsvorschlag des SGSA. Danach ist die Freiwillige Feuerwehr der Gemeinde nach Übertragung der Aufgabe auf die Verwaltungsgemeinschaft Ortsfeuerwehr der Verwaltungsgemeinschaft. Bestehende Freiwillige Feuerwehren, die nicht die Anforderungen der Mindestausrüstungsverordnung erfüllen, sind ohne rechtlichen Status und können nicht Gegenstand einer gesetzlichen Regelung sein. Diese Wehren sollen nach Auffassung des Landes auf Dauer in andere bestehende Wehren integriert werden. Bezüglich der Erstattung der Beiträge zur Sozial- und Arbeitslosenversicherung wurde der Entwurf nicht verändert.

Die Ausschussmitglieder diskutierten die Einführung einer Hilfsfrist kritisch. Nur so weit hauptamtliche Mitarbeiter der Verwaltung auch Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr sind, kann die Hilfsfrist eingehalten werden. Herr Wolf wies nochmals darauf hin, dass nach der jetzigen Entwurfsfassung Rechtsansprüche Einzelner durch die Hilfsfrist nicht ausgelöst werden. Ob die jetzt in den Entwurf aufgenommene Formulierung tatsächlich vor der Inanspruchnahme aus Amtshaftung schützt, wurde vom Ausschuss kritisch gesehen. Die ehrenamtlichen Bürgermeister müssen aber entlastet werden. Herr Friedrich (Stadt Wernigerode) und Herr Koller (Stadt Bernburg) wiesen darauf hin, dass Mitarbeiter des Bauhofs bzw. des Ordnungsamtes oft gleichzeitig Mitglied der Freiwilligen Feuerwehr sind. So könnte die Einsatzbereitschaft der Wehren verbessert werden.  Im weiteren diskutierte der Ausschuss über die Zahlung einer Aufwandsentschädigung an die Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehren, um auf diese Weise einen Motivationsanreiz zu geben. 

Zu TOP 6 – Novellierung des Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und Ordnung des Landes Sachsen-Anhalt
Herr Wolf referierte über die vom SGSA gegenüber dem Land abgegebene Stellungnahme. Danach hat sich der SGSA für die Möglichkeit einer Videoüberwachung von Kriminalitätsschwerpunkten ausgesprochen, aber gegen die Zuständigkeit von Verwaltungsbehörden für die Erteilung eines erweiterten Platzverweises, der die Verweisung gewaltbereiter Personen bzw. solcher, die der organisierten Kriminalität zuzuordnen sind, aus ganzen Teilen einer Stadt erlaubt.

Herr Maier (Stadt Loburg) sprach das Problem von Versammlungen im Zusammenhang mit rechtsextremistischen Musikgruppen und Veranstaltungen an. Im Hinblick darauf, dass ein Antwortschreiben des Innenministeriums auf eine Anfrage des SGSA in dieser Angelegenheit noch ausstand, wurde eine Beratung dieser Problematik auf die nächste Sitzung vertagt. 

Zu TOP 7 – Gefahrenabwehrverordnung zum Schutz vor gefährlichen Hunden

Herr Wolf wies darauf hin, dass das Innenministerium mit seiner „Gefahrenabwehrverordnung zum Schutz vor gefährlichen Hunden“ vom 06.07.2000 politischen Erwartungen entsprochen hat. Wünschenswert sei und daran werde auch von Seiten des Innenministeriums weiter gearbeitet, ein Gesetz, das die Einfuhr, das Kreuzen und den Handel mit gefährlichen Hunden regelt.

Herr Friedrich (Stadt Wernigerode) sprach im Zusammenhang mit der Gefahrenabwehrverordnung des Landes eine Mustergefahrenabwehrverordnung des Regierungspräsidiums Magdeburg an. Herr Wolf machte darauf aufmerksam, dass das Vorgehen des RP Magdeburg nicht mit dem Innenministerium abgestimmt ist und nicht so verstanden werden dürfe, als sollten die Gemeinden das Muster des RP übernehmen oder selbst weitergehende Regelungen durch eigene Gefahrenabwehrverordnungen erlassen.

Zu TOP 8 – Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Schiedsstellen in den Gemeinden

Mit dem Entwurf eines Änderungsgesetzes zum Schiedsstellengesetz will das Land die außergerichtliche Streitbeilegung fördern. Dazu schöpft es den rechtlichen Rahmen des § 15 a EGZPO weitgehend aus. In seiner Stellungnahme gegenüber dem Justizministerium sprach sich der SGSA dafür aus, die Schiedspersonen rechtsdogmatisch klarer (ein obligatorisches Schieds- bzw. Schlichtungsverfahren ist integraler Bestandteil der Zivilrechtspflege) in einem Ehrenamtsverhältnis zum Land zu sehen und eine angemessene Kostenregelung zu treffen.

Herr Maier (Stadt Loburg) sprach in diesem Zusammenhang das Problem der Besetzung der Schiedsstellen an, Herr Friedrich (Stadt Wernigerode) verwies auf Erfahrungen im Zusammenhang mit dem Täter-Opfer-Ausgleich. 

Zu TOP 9 – Verwaltungspraxis zum Ladenschlussgesetz

Angesichts dessen, dass die Bundesregierung kurz zuvor eine weitere Liberalisierung der Ladenschlusszeiten ablehnte, nahm der Ausschuss diesen Beratungspunkt von der Tagesordnung.

Zu TOP 10 – Anfragen/Anregungen

Frau Schäfer (VG Tangerhütte Land) erkundigte sich nach dem Sachstand einer Änderung der Landesvergabevorschriften und einer Änderung des Lotteriegesetzes. Herr Wolf erwiderte, dass sich der SGSA in seiner Stellungnahme gegenüber dem hiesigen Wirtschaftsministerium gegen einen Verzicht auf die Sicherheitsleistung aber nicht gegen eine Präferenzregelung ausgesprochen hat. Gegen die von der Landesregierung beabsichtigten Änderungen des Lotteriegesetzes seien von Seiten des Verbandes keine Bedenken erhoben worden. Die tatsächliche Änderung des Gesetzes stehe aber noch aus.

Ein Termin für die 24. Sitzung des Ausschusses wurde nicht festgelegt. Die Einberufung des Ausschusses soll entsprechend dem Beratungsbedarf erfolgen.

gez. Bammel





gez. Wolf

Ausschussvorsitzender



Protokollführer
